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Lesefassung* 
 

Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Abfallentsorgung  
der Landeshauptstadt Potsdam (Abfallgebührensatzung) 2026 vom 15.12.2025 
 

 
Aufgrund 

 
des § 3 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg (Bbg KVerf) vom 5. März 2024 
(GVBl. I/24, [Nr. 10], S., ber. [Nr. 38]), zuletzt geändert durch Gesetz vom 02. April 2025 
(GVBl. I/25, [Nr.8]) 
 

- der §§ 1, 2, 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Brandenburg (KAG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 31. März 2004 (GVBl. I/04, [Nr. 08], S. 174), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21. Juni 2024 (GVBl. I/24, [Nr. 31]), 

 
- der §§ 3, 4, 9 und 10 des Brandenburgischen Abfall- und Bodenschutzgesetzes (BbgAbf-

BodG) vom 06. Juni 1997 (GVBl. I/97, [Nr. 05], S. 40), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 20. Juni 2024 (GVBl. I/24, [Nr. 24], S., ber. [Nr. 40]), 

 
- des Gesetzes zur Förderung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung der umweltverträglichen 

Bewirtschaftung von Abfällen (Kreislaufwirtschaftsgesetz– KrWG) vom 24. Februar 2012 
(BGBl. I S. 212), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 2. März 2023 (BGBl. 
2023 I Nr. 56) sowie 

 
- der Satzung über die Abfallentsorgung der Landeshauptstadt Potsdam in der jeweils gülti-

gen Fassung 
 
hat die Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam am 03.12.2025 folgende 
Satzung beschlossen: 
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§ 1 Gebührentatbestand 

(1) Für die Inanspruchnahme von Leistungen der Abfallentsorgung in der Landeshauptstadt Pots-
dam, nachfolgend Stadt genannt, werden Benutzungsgebühren zur Deckung der Aufwendun-
gen nach den Bestimmungen dieser Satzung erhoben.  

 

(2)  Zur öffentlichen Einrichtung Abfallentsorgung rechnen alle zur Erfüllung der gemäß § 1 der 
Abfallentsorgungssatzung der Stadt bestehenden Aufgaben notwendigen sachlichen und per-
sonellen Mittel der Stadt (Verwaltungskosten, Kosten für Abfallberatung und Öffentlichkeitsar-
beit, Modellversuche etc.) einschließlich der von ihr Beauftragten (Abfallentsorgungsleistungen 
Dritter).  

 

(3) Die Abfallgebühren für die Entsorgung von Abfällen aus privaten Haushaltungen (einschl. 
Kleingartenanlagen und Erholungsgrundstücken) und aus anderen Herkunftsbereichen (z. B. 
Gewerbe, öffentliche Einrichtungen) werden für das Vorhalten und die Inanspruchnahme der 
Leistungen  

 

a)   -     Sammlung und Verwertung von Sperrmüll, Schrott und Altpapier 
- Sammlung von stoffgleichen Nichtverpackungen 
- Sammlung von Elektro- und Elektronikaltgeräten 
- Sammlung und Entsorgung von Schadstoffen aus privaten Haushaltungen  
- Entsorgung von jährlich 500 kg Schadstoffen haushaltstypischer Art (keine Bauabfälle) 

aus anderen Herkunftsbereichen nach Maßgabe von § 17 Abs. 3 Abfallentsorgungs-
satzung 

- Sammlung und Entsorgung von herrenlosen Abfällen im Sinne von § 4 BbgAbfBodG 
- Saisonale Sammlung und Verwertung von Grünabfällen über Containergestellungen 
- Sammlung und Verwertung von Weihnachtsbäumen 
- Betrieb von Wertstoffhöfen 

  
 als Basisgebühr 
 
 b) Sammlung, Umschlag, Transport, Vorbehandlung und Entsorgung von Restabfall (Haus- 
      müll) und hausmüllähnlichen Gewerbeabfällen 
  

als Leistungsgebühr Restabfall  
 
 c) Sammlung und Verwertung von Bioabfällen 
 

als Leistungsgebühr Bioabfall erhoben. 
 
(4)  Die Erstgestellung von Abfallbehältern bei Neuanmeldung eines Grundstückes sowie die Ab-

holung der gesamten Abfallbehältergestellung bei Abmeldung eines Grundstückes sind ge-
bührenfrei, ebenso die einmalige Veränderung der Abfallbehältergestellung (Änderung der 
Behälteranzahl und –größe bzw. des Entleerungsrhythmus) je Grundstück und Kalenderjahr.  

 
 Für jede weitere Veränderung der Abfallbehältergestellung (Aufstellung, Abholung, Rhyth-

muswechsel der Restabfall-, Bioabfall- oder Papierbehälter) auf dem Grundstück wird eine 
Behälterwechselgebühr erhoben.  

 
(5) Für die Aufstellung von befristet angemeldeten Abfallbehältern gemäß § 20 Abs. 3 Abfallent-

sorgungssatzung wird eine Behälteraufstellgebühr erhoben. 
 
(6)  Die Gebühr für die Entleerung befristet angemeldeter Abfallbehälter bzw. Pressmüllcontainer    
    wird für die Entleerung der Abfallbehälter bzw. Pressmüllcontainer erhoben. 

https://www.potsdam.de/system/files/document/2025-12-30%20Sonderamtsblatt%2025_0.pdf
https://www.potsdam.de/system/files/document/2025-12-30%20Sonderamtsblatt%2025_0.pdf
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(7)  Für die Nutzung von Restabfallsäcken wird eine gesonderte Gebühr erhoben.  
 
 

§ 2 Gebührenpflichtige 

(1)  Gebührenpflichtiger ist: 
 

a) der Eigentümer bzw. die Eigentümergemeinschaft des an die Abfallentsorgung der Stadt an-
geschlossenen Grundstückes. 

  
b) in Fällen ungeklärter Eigentumsverhältnisse an Stelle des Grundstückeigentümers der Verfü-
gungsberechtigte oder, sofern ein solcher fehlt, der unmittelbare Besitzer des Grundstücks. 

 
c) in den Fällen, in denen an dem Grundstück ein Erbbaurecht, ein Nießbrauchrecht, ein Woh-
nungs- oder Teileigentumsrecht, oder ein sonstiges zur Nutzung des Grundstücks nach § 9 Sa-
chenrechtsbereinigungsgesetz berechtigendes Recht besteht, der jeweils Berechtigte abwei-
chend von a) und b).  

 
d) in Fällen des § 5 Abs. 2 Satz 1 Abfallentsorgungssatzung der Erzeuger oder Besitzer von Ab-
fällen aus anderen Herkunftsbereichen. 
 
e) für die Aufstellung und Entleerung befristet angemeldeter Abfallbehälter bzw. Pressmüllcon-
tainer gemäß § 1 Abs. 6 und 7 dieser Satzung der jeweilige Antragsteller gemäß Abfallentsor-
gungssatzung. 

 
 f) für die Nutzung von Restabfallsäcken gemäß § 1 Abs. 8 dieser Satzung der Erwerber. 
 
(2)  Mehrere Gebührenpflichtige haften als Gesamtschuldner. In Fällen der Gesamtschuldner-

schaft von Wohnungs- und Teileigentümern im Sinne des Wohnungseigentumsgesetzes kann 
die gesamte Gebührenforderung dem Wohnungseigentumsverwalter übersandt werden.  
 

(3)  Bei einem Wechsel des Gebührenpflichtigen geht die Gebührenpflicht auf den neuen Ver-
pflichteten über. Die Änderung erfolgt mit Beginn des auf die entsprechende Anzeige folgen-
den Monats. 

 
 

§ 3 Entstehen, Änderung und Erlöschen der Gebührenpflicht 

(1) Die Gebührenpflicht für die Basisgebühr und die Leistungsgebühren Restabfall und Bioabfall 
entsteht erstmals mit der Bereitstellung der Abfallbehälter auf dem betreffenden Grundstück 
durch die Stadt. Danach entsteht die Gebührenpflicht mit Beginn eines jeden folgenden Ka-
lenderjahres als Jahresgebühr. Wird ein Grundstück im Laufe des Kalenderjahres an die Ab-
fallentsorgung gemäß § 5 der Abfallentsorgungssatzung angeschlossen, entsteht die Gebüh-
renpflicht erstmalig zum 1. des auf den Anschluss folgenden Monats. In diesem Fall wird für 
jeden Kalendermonat, für den die Gebührenpflicht besteht, ein Zwölftel der jeweiligen Jahres-
gebühr angesetzt.  

 
(2) Eine Änderung des Umfangs der Gebührenpflicht, die sich aus geänderten Bemessungs-

grundlagen ergibt, wird zum 1. Kalendertag des Monats wirksam, der auf die entsprechende 
Mitteilung des die Änderung begründenden Sachverhalts folgt. Die Stadt behält sich Kontrollen 
hinsichtlich der Bemessungsgrundlagen vor. 

 
(3)  Die Gebührenpflicht für die Behälterwechselgebühr entsteht mit der Beantragung der Verän-

https://www.potsdam.de/system/files/document/2025-12-30%20Sonderamtsblatt%2025_0.pdf
https://www.potsdam.de/system/files/document/2025-12-30%20Sonderamtsblatt%2025_0.pdf
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derung der Behältergestellung gemäß § 1 Abs. 5.  
 
(4)  Die Gebührenpflicht für die Behälteraufstellgebühr und die Gebühr für die Entleerung befristet 

angemeldeter Abfallbehälter bzw. Pressmüllcontainer entsteht mit deren Aufstellung. 
 
(5)  Die Gebührenpflicht für die Nutzung der Restabfallsäcke entsteht mit dem Erwerb der Restab-

fallsäcke.  
 
(6)  Die Gebührenpflicht gemäß Abs. 1 endet mit Ablauf des Kalendermonats, in dem der An-

schluss- und Benutzungszwang für das Grundstück entfällt.  
 
 

§ 4 Gebührenmaßstab 

(1) Die Basisgebühr bemisst sich für: 
 

- ein Wohngrundstück, das an die öffentliche Abfallentsorgung angeschlossen ist, nach der        
Anzahl der auf dem Grundstück mit Haupt- oder Nebenwohnsitz gemeldeten Personen; 

 
- für ein Erholungsgrundstück im Sinne des Sachenrechtsbereinigungsgesetzes, das an die 
öffentliche Abfallentsorgung angeschlossen ist, nach der Anzahl der dem Grundstück zuge-
ordneten Einwohnerwerte gemäß der Anlage zu dieser Satzung bzw. nach der Anzahl der 
angehörigen Erholungsgärten; 

 
- für eine Kleingartenanlage im Sinne des Bundeskleingartengesetzes, die an die öffentliche 
Abfallentsorgung angeschlossen ist, nach der Anzahl der dem Grundstück zugeordneten 
Einwohnerwerte gemäß der Anlage zu dieser Satzung bzw. der Anzahl der der Kleingarten-
anlage angehörigen Parzellen; 
 
- für ein Grundstück, das an die öffentliche Abfallentsorgung angeschlossen ist und auf dem 
Abfälle aus anderen Herkunftsbereichen anfallen, nach der Anzahl der dem Grundstück zu-
geordneten Einwohnergleichwerte (EGW) gemäß der Anlage zu dieser Satzung. 

 
(2) Die Leistungsgebühr Restabfall bemisst sich nach der Anzahl und Größe der bereitgestellten 

Restabfallbehälter sowie nach dem gewählten Entleerungsrhythmus. 
 
(3) Die Leistungsgebühr Bioabfall bemisst sich nach der Anzahl und Größe der bereitgestellten 

Biotonnen sowie nach dem gewählten Entleerungsrhythmus. 
 
(4) Die Behälterwechselgebühr wird je Antrag zur Veränderung der Abfallbehältergestellung erho-

ben. Die Anzahl der zu ändernden Behälter wird nicht berücksichtigt.  
 
(5)  Die Behälteraufstellgebühr für befristet angemeldete Abfallbehälter bemisst sich nach der An-

zahl und Größe der aufzustellenden Abfallbehälter. 
 
(6) Die Gebühr für die Entleerung befristet angemeldeter Abfallbehälter und Pressmüllcontainer 

wird nach ihrer Größe und der Anzahl der Entleerungen erhoben.  
 
(7) Die Gebühr für die Nutzung von Restabfallsäcken bemisst sich nach der Anzahl der Restab-

fallsäcke.  
 

§ 5 Gebührensatz 

(1) Der Gebührensatz für die Basisgebühr beträgt für das Kalenderjahr 2026: 

https://www.potsdam.de/system/files/document/2025-12-30%20Sonderamtsblatt%2025_0.pdf
https://www.potsdam.de/system/files/document/2025-12-30%20Sonderamtsblatt%2025_0.pdf
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a) für ein Wohngrundstück, das an die öffentliche Abfallentsorgung angeschlossen ist:    
   30,02 EUR je Person und Kalenderjahr  
 
b) für ein Erholungsgrundstück, das an die öffentliche Abfallentsorgung angeschlossen ist: 
   15,01 EUR je dem Erholungsgrundstück angehörigem Erholungsgarten und Kalenderjahr 

 
c) für eine Kleingartenanlage, die an die öffentliche Abfallentsorgung angeschlossen ist:   
   7,50 EUR je der Kleingartenanlage angehörigen Parzelle und Kalenderjahr  

 
d) für ein Grundstück, das an die öffentliche Abfallentsorgung angeschlossen ist und auf dem  
   Abfälle aus anderen Herkunftsbereichen anfallen:  
    29,59 EUR je Einwohnergleichwert (EGW) und Kalenderjahr. 
 

(2)  Der Gebührensatz für die Leistungsgebühr Restabfall beträgt für das Kalenderjahr 2026 je 
Behälter: 

 

Behältergröße 60 l 80 l 120 l 240 l 1.100 l 10 m³ 20 m³ 

Jahresgebühr in EUR 
2x wöchentliche Leerung 

     
3.279,89 

 
 

 
 

Jahresgebühr in EUR 
wöchentliche Leerung 

    
358,65 

 
1.639,94 

 
39.076,19 

 
60.779,19 

Jahresgebühr in EUR 
14-tägliche Leerung 

 
46,05 

 
60,64 

 
90,26 

 
179,32 

 
819,97 

 
19.538,09 

 
30.389,59 

Jahresgebühr in EUR 
vierwöchentliche Leerung 

 
23,02 

 
30,32 

 
45,13 

 
89,66 

  
9.769,04 

 
15.194,79 

 
Werden die Restabfallbehälter in Ausnahmefällen außerhalb der zugelassenen Entleerungsrhyth-
men zusätzlich entleert, so erhöht sich die Leistungsgebühr Restabfall entsprechend linear. 
 
(3)  Der Gebührensatz für die Leistungsgebühr Bioabfall beträgt für das Kalenderjahr 2026 je Be-

hälter: 
 

Behältergröße 60 l 120 l 240 l 660 l 

Jahresgebühr in EUR 
wöchentliche Leerung 

 
72,41 

 
143,06 

 
285,92 

 
783,25 

Jahresgebühr in EUR 
Kombileerung 

 
57,09 

 
112,80 

 
225,43 

 
617,56 

Jahresgebühr in EUR 
14-tägliche Leerung 

 
36,20 

 
71,53 

 
142,96 

 
391,62 

 
 
(4) Die Behälterwechselgebühr beträgt für das Kalenderjahr 2026 je Wechsel 13,02 EUR. 
 
(6) Die Behälteraufstellgebühr für befristet angemeldete Abfallbehälter beträgt für das Kalenderjahr  
      2026 je Abfallbehälter. 
 
     120, 240 l  27,34  EUR    
          1.100 l  41,02  EUR. 
 
(7)  Der Gebührensatz für die Entleerung befristet angemeldeter Restabfallbehälter bzw. Press-

müllcontainer beträgt für das Kalenderjahr 2026 je Entleerung: 

https://www.potsdam.de/system/files/document/2025-12-30%20Sonderamtsblatt%2025_0.pdf
https://www.potsdam.de/system/files/document/2025-12-30%20Sonderamtsblatt%2025_0.pdf
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 a) eines Restabfallbehälters mit einem Fassungsvermögen von 
  
            60 l     1,77 EUR  
      80 l              2,33 EUR  

   120 l          3,47 EUR 
   240 l          6,89 EUR  
1.100 l        31,53  EUR  

 
 b) eines Pressmüllcontainers mit einer Gefäßgröße von 
 
 10m³                  751,46 EUR 
 20m³       1.168,83 EUR 
 
 
(8) Die Gebühr für die Nutzung von Restabfallsäcken beträgt für das Kalenderjahr 2026 je Restab-

fallsack 2,36 EUR.  
 
 

§ 6 Erhebungszeitraum, Festsetzung und Fälligkeit der Gebühren 

(1) Erhebungszeitraum für die Basisgebühr und die Leistungsgebühren Rest- und Bioabfall ist das 
Kalenderjahr, bei erstmaliger Entstehung der Gebührenpflicht der Restteil des Kalenderjahres 
einschließlich des Monats, in dem die Gebührenpflicht entsteht. 

 
(2) Die Gebühren für die Basisgebühr und die Leistungsgebühren Rest- und Bioabfall werden 

durch Gebührenbescheid festgesetzt und jeweils zu einem Viertel des Jahresbetrages am 
15.02., 15.05., 15.08. und 15.11. des Jahres fällig. Geht der Gebührenbescheid erst nach dem 
Fälligkeitstermin zu, wird der auf den jeweiligen bereits verstrichenen Fälligkeitstermin entfal-
lende Betrag einen Monat nach Bekanntgabe des Gebührenbescheides fällig. 

 
(3) Verändern sich die Bemessungsgrundlagen während des Kalenderjahres, wird die Gebühr 

neu festgesetzt. Die Fälligkeit des Betrages richtet sich nach Abs. 2. 
 
(4) Die Behälterwechselgebühr wird durch Gebührenbescheid festgesetzt und einen Monat nach 

Bekanntgabe des Bescheides fällig. 
 
(5) Die Behälteraufstellgebühr und die Gebühr für die Entleerung befristet angemeldeter Abfallbe-

hälter bzw. Pressmüllcontainer wird durch Gebührenbescheid festgesetzt und einen Monat 
nach Bekanntgabe des Gebührenbescheides fällig. 

 
(6)  Die Gebühr für die Nutzung von Restabfallsäcken wird mit Erwerb der Restabfallsäcke fällig. 
 
 

§ 7 Reduzierung der Gebühr  

(1) Auf Antrag des Gebührenpflichtigen kann für Personen, die nachweislich mehr als 6 Monate 
zusammenhängend von ihrem Wohnsitz aus Gründen des Berufes, der Ausbildung oder aus 
sonstigen nachweisbaren Gründen abwesend sind, eine Gebührenreduzierung entsprechend 
der Dauer der Abwesenheit erfolgen.  

 
(2) Der Antragsteller hat geeignete Nachweise für das Vorliegen der tatsächlichen Voraussetzun-

gen der Gebührenreduzierung zu erbringen. 
   

https://www.potsdam.de/system/files/document/2025-12-30%20Sonderamtsblatt%2025_0.pdf
https://www.potsdam.de/system/files/document/2025-12-30%20Sonderamtsblatt%2025_0.pdf
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§ 8 Auskunftspflicht 

Die Gebührenpflichtigen sind verpflichtet, gegenüber der Stadt Auskunft über alle die Gebühren-
pflicht betreffenden Umstände zu geben. Die Gebührenpflichtigen sind insbesondere verpflichtet, 
Auskunft über die Zahl der auf dem Grundstück lebenden Personen, die Anzahl der Parzellen bzw. 
Erholungsgärten und die zur Festsetzung der jeweiligen Einwohnergleichwerte erforderlichen Aus-
künfte, wie die Art des Gewerbes/der Einrichtung, Anzahl der Beschäftigten, Dienstkräfte, Betten, 
Kinder, Übernachtungsmöglichkeiten und Stell-/Liegeplätze zu geben. Befinden sich auf einem 
Grundstück mehrere Gewerbe bzw. Einrichtungen, so sind die vorgenannten Informationen jeweils 
getrennt anzugeben. Gewerbetreibende und öffentliche Einrichtungen sind in gleicher Weise zu 
den Auskünften nach Satz 2 verpflichtet. Ebenso sind Eigentümer- und Verwalterwechsel unver-
züglich anzuzeigen. 

 
 

§ 9 In-Kraft-Treten 

Die Satzung tritt zum 01.01.2026 in Kraft. 
 
 
 
 
 
Potsdam, den 15.12.2025 
 
 
 
 
Noosha Aubel 
Oberbürgermeisterin  

https://www.potsdam.de/system/files/document/2025-12-30%20Sonderamtsblatt%2025_0.pdf
https://www.potsdam.de/system/files/document/2025-12-30%20Sonderamtsblatt%2025_0.pdf
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Stand: 05.09.2025 
 

Anlage zur Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Abfallentsorgung der Landes-
hauptstadt Potsdam (Abfallgebührensatzung) 2026 vom 15.12.2025  
 
 

Anlage: Bemessungsgrundlage für die Festsetzung der Basisgebühren gemäß § 4 Abs. 1 
Abfallgebührensatzung 

Für die Bemessung der Basisgebühr für Haushalte und vergleichbare Anfallstellen werden folgen-
de Einwohnerwerte (EW) zugrunde gelegt: 
 

Private Haushalte je auf dem Grundstück mit Haupt- und Neben-
wohnsitz gemeldete Person 

 1,0 EW 

Erholungsgrundstücke je Erholungsgarten  0,5 EW 

Kleingartenanlagen je angehöriger Parzelle 0,25 EW 

 
 
Für die Bemessung der Basisgebühr für andere Herkunftsbereiche als Haushalte (Gewerbe, öf-
fentliche Einrichtungen) sind folgende Einwohnergleichwerte (EGW) zugrunde zu legen: 
 

 
Unternehmen/Institution 

 
Beschäftigte / Platz / Bett 
u.ä. 

 
Einwohner-
gleichwert 

 
- Verwaltungen, Büros, Verbände, Krankenkassen, 
   Kreditinstitute, Versicherungen u.ä.  
- Arztpraxen u.ä. medizinische Einrichtungen 
- Handel, Industrie und Handwerk u.a. Gewerbe 
- Gastronomie (Restaurants, Gaststätten, Cafés, 
   Imbissstuben, Caterer u. ä.) 

 
je Beschäftigter 

 
0,60 EGW 

 
Kasernen, militärische Einrichtungen o.ä. 

 
je Dienstkraft 

 
0,60 EGW 

 
Krankenhäuser, Sanatorien, Pflegeeinrichtungen, 
Kinder-, Jugend- und Studentenheime o.ä. 

 
je Bett  

 
0,60 EGW 

 
Erziehung und Unterricht (Kindergärten und  
Vorschulen, Grundschulen, weiterführende 
Schulen, sonstiger Unterricht) 

 
je Kind 
 

 
0,06 EGW 

 
Beherbergungsbetriebe (Hotels, Pensionen,  
sonstige Beherbergungsunternehmen)  

 
je Übernachtungs- 
möglichkeit 

 
0,30 EGW 

 

 
Campingplätze / Bootsliegeplätze 
 

 
je Stell-/Liegeplatz   

 
0,06 EGW 

 
Als Beschäftigte gelten alle in einem Betrieb bzw. in einer Einrichtung ortsansässig tätigen Arbeit-
nehmer, Beamte, Dienstkräfte, Betriebsinhaber, mithelfende Familienangehörige, Auszubildende 
etc.  
 


